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Alarmstufe Rot: Mieter in Schleswig-
Holstein kämpfen gegen

Eigenbedarfskündigungen
Die Wohnraumsituation in Schleswig-Holstein verschärft

sich zunehmend. Immer mehr Mieter in Städten wie
Flensburg, Kiel und Lübeck erhalten Kündigungen von

ihren Vermietern, die Eigenbedarf anmelden. Der
Mieterbund Schleswig-Holstein hat alarmierende Zahlen

vorgelegt: Jährlich sind es etwa 600 Fälle, die dem Verband
bekannt werden. Diese Zahl könnte jedoch nur die Spitze

des Eisbergs darstellen, da viele …

Die Wohnraumsituation in Schleswig-Holstein verschärft sich
zunehmend. Immer mehr Mieter in Städten wie Flensburg, Kiel
und Lübeck erhalten Kündigungen von ihren Vermietern, die
Eigenbedarf anmelden. Der Mieterbund Schleswig-Holstein hat
alarmierende Zahlen vorgelegt: Jährlich sind es etwa 600 Fälle,
die dem Verband bekannt werden. Diese Zahl könnte jedoch nur
die Spitze des Eisbergs darstellen, da viele betroffene Mieter
keine rechtlichen Beratungen in Anspruch nehmen.

Im Rahmen dieser Entwicklung tritt insbesondere das Problem
der Eigenbedarfskündigungen in den Vordergrund. Carsten
Wendt, Sprecher des Mieterbundes, beschreibt die Sorgen vieler
Mieter: „Der Mieter verliert im Zweifel seinen
Lebensmittelpunkt.“ Die emotionale Belastung ist enorm,
besonders wenn man bedenkt, dass ein Umzug oft hohe Kosten
mit sich bringt. Aber die Schwierigkeiten hören hier nicht auf.
Die Suche nach einer neuen, bezahlbaren Wohnung gestaltet
sich für Mieter besonders herausfordernd in einem überfüllten
Markt.



Eigenbedarf: Ein zweischneidiges Schwert

Die steigende Zahl an Eigenbedarfskündigungen wird durch
einen angespannten Wohnungsmarkt begünstigt. Vermieter
beanspruchen immer häufiger das Recht auf Eigenbedarf, um
Wohnungen künftig selbst oder für Verwandte zu nutzen. Auf der
anderen Seite gibt es Berichte von Immobilienexperten, die
darauf hinweisen, dass nicht alle Eigenbedarfskündigungen
legitim sind. Viele Vermieter täuschen Eigenbedarf vor, um alte
Mietverträge aufzulösen und die Immobilien nach
Renovierungen zu höheren Preisen erneut zu vermieten. In der
derzeitigen Marktlage sind die Mietpreise auf einem Rekordhoch,
was diesen Trend weiter antreibt.

Die Situation wird durch einen Mangel an bezahlbarem
Wohnraum zusätzlich kompliziert. Laut dem Mieterbund ist es
erforderlich, dass Mieter im Falle einer Kündigung rechtlichen
Rat einholen. Selbst wenn sie eine Klage beim Gericht
einreichen, sind die Erfolgsaussichten oft gering. Der Mieterbund
kritisiert die bestehenden Gesetze als zu vermieterfreundlich.
Carsten Wendt fordert eine umfassende Gesetzesänderung: „Es
muss festgelegt werden, dass Eigenbedarf nur zu Wohnzwecken
geltend gemacht werden darf.“ Aktuell könnten Vermieter
Eigenbedarf auch für gewerbliche Zwecke oder gelegentliche
Ferienwohnungen anmelden, was die Rechte der Mieter weiter
einschränkt.

Die Dringlichkeit einer Reform

In Anbetracht dieser Umstände scheint eine Reform der
gesetzlichen Regelungen unumgänglich. Der Mieterbund
appelliert an die Gerichte, die Interessen der Mieter in
Eigenbedarfskündigungen besser zu berücksichtigen.
Insbesondere in Zeiten, in denen bezahlbare Wohnungen rar
sind, sollte der Fokus stärker auf dem Schutz der Mieter liegen.
Dies würde nicht nur die aktuelle Krisensituation etwas
entschärfen, sondern auch langfristig für mehr Stabilität im
Wohnungsmarkt sorgen.



Die Lage am Wohnungsmarkt ist angespannt und erfordert
schnelles Handeln. Die Berichterstattung über die steigenden
Eigenbedarfskündigungen ist ein deutliches Signal dafür, dass
Handlungsbedarf besteht, um die Rechte der Mieter zu stärken
und die Nachfrage nach Wohnraum zu bedienen. In der
aktuellen Situation ist es wichtiger denn je, dass Mieter über ihre
Rechte informiert sind und die Unterstützung von
Organisationen wie dem Mieterbund Schleswig-Holstein in
Anspruch nehmen.

Politischer Kontext der
Wohnungsmarktsituation

Die aktuelle Krise auf dem Wohnungsmarkt in Schleswig-
Holstein ist nicht isoliert, sondern Teil eines größeren nationalen
Trends. Der Druck auf den Wohnungsmarkt hat in den letzten
Jahren durch eine Kombination aus steigender Bevölkerung,
urbaner Verdichtung und einem Mangel an neuem Wohnraum
zugenommen. Laut einer Studie des Instituts der deutschen
Wirtschaft (IW) sind in Deutschland vor allem in Ballungsräumen
die Mietpreise stark angestiegen, wodurch sich die Situation für
Mieter immer weiter verschärft.

Zusätzlich wird das Problem durch die COVID-19-Pandemie
verstärkt, die den sozialen Wohnungsbau erheblich
beeinträchtigt hat. Bauverzögerungen und finanzielle
Unsicherheiten haben viele Bauprojekte gestoppt oder
verzögert, was die Verfügbarkeit von erschwinglichem
Wohnraum weiter reduziert hat. Laut Angaben des
Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und
Bauwesen fehlen in Deutschland insgesamt über zwei Millionen
Wohnungen, was die Nachfrage erheblich übersteigt.

Aktuelle Statistiken zu
Wohnungskündigungen und Mietpreisen

Die Situation auf dem Wohnungsmarkt wird durch alarmierende



Statistiken verdeutlicht. Eine aktuelle Umfrage des Deutschen
Mieterbundes (DMB) zeigt, dass 37% der Befragten in den
letzten zwei Jahren von einer Kündigung betroffen waren, wobei
viele dieser Kündigungen Eigenbedarf betrafen. Darüber hinaus
sind die durchschnittlichen Mietpreise in vielen Städten
Schleswig-Holsteins in den letzten fünf Jahren um über 15%
gestiegen, was den Druck auf Mieter erheblich erhöht.

Stadt Durchschnittliche
Miete pro
Quadratmeter

Preisanstieg seit
2019 (%)

Flensburg 9,50 € 18%
Kiel 11,00 € 16%
Lübeck 10,50 € 15%

Diese Daten verdeutlichen, wie die Mietpreise schneller steigen
als die Einkommen der Mieter, was eine große Herausforderung
für viele Haushalte darstellt. Wenn die Mieten weiterhin so stark
ansteigen, sind viele auf Unterstützung angewiesen oder
müssen in weniger attraktive Wohngegenden ziehen, was die
soziale Segregation weiter vorantreibt.

Auswirkungen auf die soziale Struktur

Die anhaltend hohe Kündigungsrate und die steigenden
Mietpreise haben tiefgreifende Auswirkungen auf die soziale
Struktur in vielen Städten des Landes. Besonders Familien,
Studierende und einkommensschwächere Haushalte sind von
den Kündigungen betroffen, was zu einer Zunahme von
Prekarität und Unsicherheit im Wohnsektor führt.

Die Bedrohung von langfristigen Mietverhältnissen sorgt nicht
nur für Unsicherheit im Wohnbereich, sondern auch für soziale
Isolation, da Umzüge oft auch den Verlust von sozialen
Netzwerken und Gemeinschaften bedeuten. Um die
gesellschaftlichen Auswirkungen zu minimieren, fordern viele
Sozialverbände ein Umdenken in der Wohnungspolitik sowie
gesetzliche Regelungen, die Mieter besser schützen.
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